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Vorwort

Die Entwicklungen auf den europ�ischen Strom- und Gasm�rkten lassen
verbreiteter Auffassung nach weiterhin zu w�nschen �brig. Insbesondere
die Europ�ische Kommission hat, nach eingehenden Marktuntersuchun-
gen, deshalb Nachbesserungsbedarf hinsichtlich des geltenden Regelungs-
rahmens, wie er bislang vor allem durch die sog. „Beschleunigungsrichtlini-
en“ von 2003 gebildet wird, angemeldet. Damit der Energiebinnenmarkt
allen Verbrauchern gleichermaßen zugute kommt und um in der EU mehr
Versorgungssicherheit, Wettbewerbsf�higkeit und Nachhaltigkeit zu errei-
chen, legte sie am 19. September 2007 den Entwurf f�r ein drittes Richt-
linienpaket vor. Kernpunkte bilden die weitere und nach Ansicht der Kom-
mission priorit�re „eigentumsrechtliche“ Trennung der Strom- und
Gas�bertragungsnetze (Ownership Unbundling) sowie sp�rbare Erleichte-
rungen des grenz�berschreitenden Energiehandels, u. a. durch Schaffung
einer Agentur f�r die Zusammenarbeit der einzelstaatlichen Regulierungs-
behçrden.

Ob die von der Kommission unterbreiteten Wege tats�chlich zu einem
„echten“ Energiebinnenmarkt f�hren, ist nicht erst seit Bekanntwerden
des Kommissionsentwurfs unter Energieçkonomen, -juristen und -tech-
nikern �ußerst umstritten. Dies gilt ebenso f�r flankierende Maßnahmen in
den Mitgliedstaaten, mit denen diese den Wettbewerb in der Energiewirt-
schaft intensivieren wollen. In Deutschland ist hierzu auf die Kontroverse
um die Einf�hrung einer speziellen kartellrechtlichen (Missbrauchs-) Kon-
trolle von Energieverbraucherpreisen durch § 29 GWB in der Fassung des
Gesetzes zur Bek�mpfung von Preismissbrauch im Bereich der Energiever-
sorgung und des Lebensmittelhandels vom 18. Dezember 2007 (BGBl. I.
S. 2966) hinzuweisen.

„Wege zum echten’ Energiebinnenmarkt: Konsens im Ziel, Dissens �ber
die Methoden“ lautete dementsprechend das Oberthema der Jahrestagung
2008 des Instituts f�r Berg- und Energierecht der Ruhr-Universit�t Bochum,
die am 21. Februar 2008 in Bochum stattfand und zu der neben Referenten
von der EU-Kommission und deutschen Universit�ten auch Energieexper-
ten aus anderen EU-Staaten (konkret aus Großbritannien, Frankreich, �ster-
reich und Spanien) begr�ßt werden konnten.

Die Bochumer Jahrestagung verstand sich zugleich als Beitrag zum inter-
nationalen und interdisziplin�ren Forschungsprojekt „UNECOM – Un-
bundling of Energy Companies: Will it be worth it?“, in dem das Institut
f�r Berg- und Energierecht mit Energieçkonomen und -technikern der
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Jacobs University Bremen, der Wirtschaftsuniversit�t Wien sowie der Uni-
versit�ten Delft und Tilburg kooperiert.1

Der vorliegende Band gibt die Tagungsreferate wieder und fasst die
hierzu gef�hrten Diskussionen zusammen. In den Referaten wurde der Vor-
tragsstil weitgehend beibehalten.

Prof. Dr. Joh.-Christian Pielow
Gesch�ftsf�hrender Direktor des
Instituts f�r Berg- und Energierecht
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1 N�here Informationen dazu unter http://www.unecom.de.

http://www.unecom.de


Wege zum Energiebinnenmarkt aus Sicht der
EU-Kommission
Dr. Christof Schoser, Br�ssel

(Referat Strom und Gas der Generaldirektion Energie
und Verkehr der Europ�ischen Kommission)1

Guten Morgen, meine Damen und Herren. Ich habe das Privileg und die
Ehre, hier und heute den ersten externen Vortrag zu halten. Wie schon
angek�ndigt, mçchte ich Ihnen eine Pr�sentation des Binnenmarktpaketes
geben. Da viele von Ihnen wahrscheinlich das Binnenmarktpaket in groben
Z�gen kennen, mçchte ich mich bem�hen, in erster Linie eine aktuelle
Bestandsaufnahme der Diskussion um dieses Paket vorzunehmen. Wo steht
die Diskussion heute ca. sechs Monate nachdem die Kommission ihre Vor-
schl�ge gemacht hat? Dazu ist es nçtig, gewisse Elemente des Binnenmarkt-
paketes zu wiederholen, aber ich werde versuchen, mich relativ knapp zu
halten und vertraue darauf, dass Sie die Grundz�ge ohnehin kennen.

Zun�chst aber mçchte ich eine Problemanalyse vorausschicken. Als �ko-
nom ist es mir wichtig, nochmals kurz auf die Marktgegebenheiten in
Deutschland einzugehen, bevor ich dann n�her auf die Kommissionsvor-
schl�ge und die aktuelle Diskussion eingehe.

Der Energiemarkt ist einer der Wirtschaftsbereiche, die in den vergange-
nen Monaten sicherlich am intensivsten durch zahlreiche Studien unter-
schiedlicher Institutionen untersucht worden sind. Ich mçchte mich im
Folgenden vor allem auf Studien beziehen, die im Laufe des letzten Jahres
von behçrdlicher oder staatlicher Seite in Auftrag gegeben worden sind.
Studien von Energieunternehmen oder Beratungsunternehmen sollen hier
nicht weiter ber�cksichtigt werden.

Zitiert man solche Studien, besteht stets die Gefahr der Selektivit�t. Diese
Studien umfassen zum Teil 200 bis 300 Seiten, und wenn ich daraus nur
ein Zitat nehme, kann dies sehr einseitig sein. Ich kann Ihnen jedoch ver-
sichern, dass ich nicht aus den Fußnoten sondern aus den Zusammenfas-
sungen zitiere, um wirklich repr�sentativ die Probleme hervorzuheben, die
im Strom- und Gasmarkt vor allem in Deutschland, aber auch generell in
Europa bestehen.
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1 Die hier vorgetragenen Ansichten sind ausschließlich persçnlicher Natur und stellen in keiner
Weise eine offizielle Position der Europ�ischen Kommission dar. Der Autor ist Mitarbeiter des
Referats Strom und Gas der Generaldirektion Energie und Verkehr der Europ�ischen Kommis-
sion. Die hier vorgetragenen Ansichten sind ausschließlich persçnlicher Natur und stellen in
keiner Weise eine offizielle Position der Europ�ischen Kommission dar.



Ich mçchte mit den EU-Wettbewerbsverfahren beginnen. Es wurden im
vergangenen Jahr verschiedene Wettbewerbsverfahren erçffnet. Wohl-
gemerkt sind solche Verfahrenserçffnungen jedoch nicht gleichbedeutend
mit einer abschließenden Beurteilung oder Verurteilung der betroffenen
Unternehmen. Angefangen haben viele Verfahren mit Durchsuchungen bei
den Energieunternehmen im Jahre 2006. Viele F�lle betreffen bezeichnen-
derweise die großen vertikal integrierten Unternehmen.

Dazu z�hlt ein Fall, in dem es um Marktaufteilung, einen sog. „Nicht
Angriffspakt“, zwischen den beiden Unternehmen E.ON und GdF geht.2

Die beiden Energieversorger werden verd�chtigt, sich darauf verst�ndigt
zu haben, kein Gas auf dem Heimatmarkt des jeweils anderen zu verkau-
fen. Diese Marktaufteilung wird dadurch vereinfacht, dass beide Unterneh-
men Fernleitungsnetze besitzen, insbesondere die deutsch-franzçsische
MEGAL-Pipeline, und somit sicherstellen kçnnen, dass es nicht zu einer
Verletzung dieses, bisher nur vermuteten Kartells kommt.3

Es gibt ebenso einen Verdacht auf Marktabschottung gegen die italie-
nische ENI, die ihre marktbeherrschende Stellung zementiert haben soll.4

Der Vorwurf lautet, dass ENI Kapazit�ten zur�ckgehalten und das Netz
nicht bedarfsgerecht ausgebaut hat. Interessant ist hierbei, dass es auch
schon im Jahre 2006 einen nationalen Fall gegen die ENI gegeben hat.5 Es
wurde nachgewiesen, dass die ENI den Ausbau der Gas-Pipeline von Tune-
sien nach Italien verhindert hat, um seinen Inlandsmarkt vor zus�tzlichen
Gaslieferungen aus Algerien zu sch�tzen und um sich somit keine Konkur-
renz in Haus zu holen. Das zus�tzliche Gas h�tte auf dem italienischen
Markt eine Senkung der Gaspreise zur Folge gehabt und somit das Ver-
triebsgesch�ft der ENI gesch�digt. Die ENI wurde in letzter Instanz zu einer
Strafe von 290 Millionen Euro verurteilt.

Der nun auf europ�ischer Ebene anh�ngige Fall ist �hnlich gelagert. Im
italienischen Fall ging es um die Pipeline von Tunesien, der europ�ische
Fall bezieht sich im Wesentlichen auf zwei andere Pipelines, die den italie-
nischen Markt mit Gas versorgen, die TAG und die TENP.

Auf Grund eines Verdachts auf Marktabschottung durch verschiedene
Gesch�ftspraktiken, die neuen Anbietern den Markteintritt erschwert
haben sollen, ist �berdies im Mai 2007 ein Verfahren gegen RWE erçffnet
worden.6 Obwohl sich auch dieses Verfahren noch in einem fr�hen Sta-
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2 Pressemitteilung der Kommission vom 30. Juli 2007, siehe MEMO/07/316.
3 Im Juni 2008 �bersandte die Kommission den beiden Unternehmen schließlich die Beschwer-

depunkte, womit das Verfahren in die n�chste Stufe eintrat.
4 Pressemitteilungen der Kommission vom 11. Mai 2007, siehe MEMO/07/187.
5 Pressemitteilung der Autorit� Garante in der Rechtssache A358 – ENI – Trans-Tunisian-Pipe-

line vom 15. Februar 2006.
6 Pressemitteilungen der Kommission vom 11. Mai 2007, siehe MEMO/07/186.



dium befindet, mçchte ich es anf�hren, um zu verdeutlichen, dass es hier
anscheinend ein grundlegendes Problem auf nationaler Ebene gibt.7

Zu den von mir vorhin erw�hnten Studien: Es gibt die Folgenabsch�t-
zung der Kommission, die zugleich mit dem Energiepaket im September
2007 vorgelegt worden ist.8 Wesentlicher Ansatz in dieser Folgenabsch�t-
zung war – ich konzentriere mich hier nur auf die eigentumsrechtliche Ent-
flechtung – eine Analyse der Erfahrungen mit Entflechtung in den Mit-
gliedsstaaten, in denen diese schon umgesetzt worden ist. Es gibt viele,
man mag sagen �berraschend viele Mitgliedsstaaten, in denen so eine Ent-
flechtung der Netze schon in der einen oder anderen Form umgesetzt wor-
den ist. Im Elektrizit�tsbereich kann man ungef�hr die H�lfte der Mitglied-
staaten als eigentumsrechtlich entflochten ansehen. Im Gasbereich sind es
ungef�hr ein Drittel der Mitgliedstaaten. Daher konzentrierte sich die Fol-
genabsch�tzung auf die Auswirkungen eben dieser Entflechtungen auf
Preisentwicklung, Netzinvestitionen und auf den Wettbewerb an sich. Der
Grad der Marktkonzentration diente hierbei als Wettbewerbsindikator.

Die Folgenabsch�tzung ist nicht ganz unumstritten, weshalb die Kom-
mission selbst noch einmal Nachuntersuchungen angestellt hat. Nach der
Auswertung einer großen Anzahl von Preisdaten und Verbrauchsmustern
hat sich best�tigt, dass die Strompreisentwicklung seit 1998 in den L�ndern
mit eigentumsrechtlicher Entflechtung positiver verlaufen ist, der Preis-
anstieg also geringer gewesen ist, als in den L�ndern mit vertikal integrier-
ten Energieversorgern.

Die Investitionen habe ich als anderen Indikator genannt. Es l�sst sich
aus der Folgenabsch�tzung ableiten, dass die eigentumsrechtlich entfloch-
tenen Netzbetreiber st�rker in ihre Netze investiert haben, um an den Gren-
zen bestehende Engp�sse zu beseitigen. Dazu muss man sagen, dass diese
Engpasskapazit�ten in der Regel versteigert werden. Die Einnahmen kom-
men den Netzbetreibern zugute, und die entscheidende Frage ist, was die
Netzbetreiber mit diesen Einnahmen machen. Sie verf�gen �ber die Frei-
heit zu entscheiden, ob sie die Engp�sse beseitigen oder die Netzentgelte
senken wollen. Allerdings sollte man als Netzbetreiber bedenken, dass es
sinnvoll ist, die bestehenden Netzengp�sse zu beseitigen, um ein optimales
Management seines Netzes zu ermçglichen. Man stellt hierbei fest, dass
diese Motivation bei den eigentumsrechtlich entflochtenen Netzbetreibern
grçßer ist als bei den vertikal integrierten. Dies ist recht einleuchtend, wenn
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7 Im Mai 2008 k�ndigte der RWE-Konzern an, innerhalb von zwei Jahren sein Gasfernleitungs-
netz in Deutschland an einen unabh�ngigen Dritten zu ver�ußern, um das laufende Verfahren
der EU-Kommission mittels einer einvernehmlichen Regelung zu beenden, Pressemitteilung
der RWE AG vom 31. Mai 2008.

8 Europ�ische Kommission (2007): Commission Staff Working Document, Impact Assessment,
SEC(2007)1179, 19. September 2007.



man bedenkt, dass mit dem Fortbestehen von Kapazit�tsengp�ssen an den
Grenzen eben auch der Schutz des Heimatmarktes verbunden sein kann.

Die Folgenabsch�tzung hat auch untersucht, welche potenziell negativen
Auswirkungen sich durch Eigentumsentflechtung ergeben kçnnen und hat
zudem die Netzsicherheit, die Zahl der Stromausf�lle, den Unternehmens-
wert, das heißt konkret den Aktienkurs, die Kreditw�rdigkeit, sowie das
Kreditrating betrachtet. Es ließ sich kein systematisch negativer Effekt der
Entflechtung auf diese Variablen feststellen.

Auch das Bundeskartellamt hat sich im vergangenen Jahr in seinem gene-
rellen T�tigkeitsbericht mit dem Strom- und Gasmarkt auseinandergesetzt.9

Bezogen auf die Probleme am Strommarkt ist die mir am wesentlichsten
erscheinende Aussage des Kartellamts wie folgt: „Alle Akteure auf Han-
delsebene [– also auf Großhandelsebene –] sind auf Lieferungen der Ver-
bundunternehmen angewiesen. So ist es den Verbundunternehmen auch
weiterhin mçglich, die Abseitsstrçme zu kontrollieren und – in Kombina-
tion mit einer Strategie der Absicherung durch die bereits bestehende ver-
tikale Integration – ihre dominante Marktstellung zu festigen.“10 Die Verbin-
dung, die das Kartellamt sieht, besteht darin, dass Marktbeherrschung und
vertikale Integration sich gegenseitig verst�rken und somit ein strukturelles
Problem besteht.

Ich mçchte auch eine Entschließung des Europaparlamentes im Vorfeld
zur Vorlage des Energiebinnenmarktpakets vom 10. Juli 2007 zitieren, bei
der es ebenfalls um die Entflechtung geht. Nach Meinung des Parlaments
ist die eigentumsrechtliche Entflechtung der �bertragungsnetze und Fern-
leitungsnetze die wirksamste Maßnahme, um Investitionen zu fçrdern und
eine Nichtdiskriminierung in Form eines fairen Netzzugangs f�r neue
Anbieter und Transparenz zu ermçglichen. Ich will ihnen auch den zweiten
Teilsatz nicht verschweigen, in dem gesagt wird, dass die Entflechtung kein
Allheilmittel ist, und gerade auch kein Allheilmittel in Bezug auf die Besei-
tigung der grenz�berschreitenden Engp�sse.

Die Position der Kommission sollte auch nicht dahingehend verk�rzt
werden, dass die eigentumsrechtliche Entflechtung das Allheilmittel f�r
alle Probleme ist. Dieses Binnenmarktpaket umfasst eine Reihe von Maß-
nahmen, und allein die eigentumsrechtliche Entflechtung w�rde die Pro-
bleme tats�chlich nicht lçsen. Dieser Auffassung ist auch das Parlament,
insofern besteht da keine Divergenz.

Ich mçchte des Weiteren auf den Monitoringbericht der Bundesnetzagen-
tur von November 2007 eingehen. Mir ist durchaus bewusst, dass die ver-
schiedenen Institutionen, die ich hier zitiere, nehmen wir die Bundesnetz-
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9 Bundeskartellamt (2007): Bericht des Bundeskartellamtes �ber seine T�tigkeit in den Jahren
2005/2006 sowie �ber die Lage und Entwicklung auf seinem Aufgabengebiet. Deutscher Bun-
destag, Drucksache 16/5710, 15. Juni 2007.

10 Bundeskartellamt (2007), S. 122.


